
Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Einkauf von Waren und 
den Bezug von Dienst- und Werkleistungen (AGB) der Zollernalb Kli-
nikum gGmbH 

1. Allgemeines 
Diese AGB gelten zwischen der Zollernalb Klinikum gGmbH mit den 
Standorten Albstadt und Balingen (nachstehend „AG“) und dem Auf-
tragnehmer (nachstehend „AN“) für alle vom AG beauftragten Liefe-
rungen und Leistungen, soweit nicht im Einzelfall abweichend in 
Textform vereinbart wird. 
Durch Abgabe eines Angebotes, durch Auftragsbestätigung, durch 
Annahme oder durch Ausführung einer Bestellung werden diese Be-
dingungen Vertragsbestandteil, sofern sie dem AN im Zusammen-
hang mit einer Ausschreibung, einer Anfrage oder einer Bestellung 
zur Verfügung gestellt wurden oder er in zumutbarer Weise von ih-
rem Inhalt Kenntnis erlangen konnte.  
Entgegenstehende oder abweichende Bedingungen des AN werden 
nicht Vertragsbestandteil und gelten nur, wenn die Beschaffungs-
stelle des AG ihrer Geltung ausdrücklich in Textform zustimmt. Dies 
gilt auch dann, wenn der AN auf seine Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen verweist; eines Widerspruchs bedarf es in diesem Fall nicht. 
Auf sämtlichen Dokumenten, insbesondere Lieferscheinen und 
Rechnungen, ist die Bestellnummer des AG vollständig anzugeben. 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingungen unwirksam sein 
oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen un-
berührt.   

2. Angebot, Bestellung & Auftragsbestätigung 
Angebote sind unentgeltlich und in Textform einzureichen. Der AN 
hat sich im Angebot bezüglich Menge, Beschaffenheit und Ausfüh-
rung an die Anfrage oder an die Ausschreibung des AG zu halten. 
Abweichungen sind ausdrücklich kenntlich zu machen. Nicht im 
Preis enthaltene Nebenkosten sind gesondert und unter Angabe der 
Höhe auszuweisen. Der AN ist an sein Angebot drei Monate gebun-
den. Bestellungen sowie Änderungen oder Ergänzungen von Bestel-
lungen sind nur verbindlich, wenn diese von der Beschaffungsstelle 
des AG in Textform erteilt oder bestätigt werden. Eigenmächtige 
Mehr- oder Zusatzleistungen des AN werden nicht vergütet. 

3. Vergütung 
Die vereinbarten Preise sind Festpreise und schließen Nachforde-
rungen aus. Mangels abweichender Vereinbarung in Textform ver-
stehen sich die Preise frei Verwendungsstelle einschließlich Fracht-
, Verpackungs- und sonstiger Nebenkosten.  
Erfolgen Bestellungen ohne vorherige Preisvereinbarung, gelten bei 
bestehender Geschäftsbeziehung die zuletzt vereinbarten Preise als 
maßgeblich. Andernfalls gilt der zum Zeitpunkt der Bestellung gültige 
Listenpreis des AN abzüglich handelsüblicher Nachlässe. 

4. Verpackung 
Verpackungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken und 
sollen wiederverwendbar oder stofflich verwertbar sein.  
Der AN ist verpflichtet, Verpackungsmaterialien und leere Gebinde 
auf eigene Kosten zurückzunehmen und einer ordnungsgemäßen, 
umweltgerechten Verwertung oder Entsorgung zuzuführen. Ein An-
spruch auf gesonderte Vergütung besteht nicht. Entbindet der AG 
den AN von der Rücknahmepflicht, gehen die Verpackungsmateria-
lien oder Gebinde ohne Vergütungsanspruch in das Eigentum des 
AG über.  
Erfolgt die Lieferung in Mietbehältnissen, besteht kein Anspruch auf 
gesonderte Vergütung oder Mietkosten, sofern nichts Abweichendes 
in Textform vereinbart ist. 

5. Ausführung des Vertrages & Beachtung von Vorschriften 
Der AN verpflichtet sich, bei der Vertragserfüllung sämtliche ein-
schlägigen gesetzlichen, behördlichen und sonstigen anwendbaren 
Vorschriften einzuhalten. Lieferungen und Leistungen müssen ins-
besondere den geltenden Sicherheits-, Arbeitsschutz-, Unfallverhü-
tungs-, Norm-, DIN-, VDE- sowie sonstigen einschlägigen Bestim-
mungen entsprechen. Erforderliche Schutzvorrichtungen sind im 
vereinbarten Preis enthalten. Hat der AN Bedenken gegen die vom 
AG gewünschte Art der Ausführung, hat er diese unverzüglich in 
Textform mitzuteilen.  
Der Einsatz von Unterauftragnehmern bedarf der vorherigen Zustim-
mung des AG. Der AN bleibt für deren Leistungen und deren Einhal-
tung der vertraglichen Verpflichtungen in vollem Umfang verantwort-
lich. 
Sind Medizinprodukte Vertragsgegenstand, gewährleistet der AN die 
Einhaltung sämtlicher hierfür geltenden regulatorischen Anforderun-
gen, insbesondere hinsichtlich Kommissionierung, Versand und 
Transport. Die Einhaltung der Herstellervorgaben ist auf Verlangen 

nachzuweisen. Der AG ist berechtigt, die Einhaltung der maßgebli-
chen Vorschriften stichprobenartig zu überprüfen.  
Bei digitalen oder vernetzten Produkten gewährleistet der AN die 
Einhaltung anerkannter IT-Sicherheitsstandards entsprechend dem 
Stand der Technik und die Absicherung gegen unbefugte Zugriffe. 
Der Versand erfolgt auf Gefahr des AN. Die Gefahr des zufälligen 
Untergangs oder der Verschlechterung geht erst mit ordnungsgemä-
ßer Übergabe am Erfüllungsort oder, soweit vereinbart, mit Ab-
nahme auf den AG über.  
Prüfprotokolle, Zeugnisse, Zeichnungen, Pläne, Bedienungsanlei-
tungen sowie sonstige für Abnahme, Betrieb, Wartung und Repara-
tur erforderlichen Unterlagen sind dem AG unentgeltlich und in ge-
eigneter Form zur Verfügung zu stellen. 

6. Liefertermin & Lieferung 
Die vertraglich vereinbarten Liefer- und Leistungstermine sind ver-
bindlich. Maßgeblich für deren Einhaltung ist der ordnungsgemäße 
Eingang der Ware bzw. die vollständige Erbringung der Leistung am 
vereinbarten Erfüllungsort. Der AN hat den AG unverzüglich in Text-
form zu informieren, wenn Umstände eintreten oder erkennbar wer-
den, die eine termingerechte Leistung gefährden. Der AN trägt das 
Beschaffungsrisiko für zur Vertragserfüllung erforderliche Zulieferun-
gen und Leistungen.  
Im Falle des Lieferverzuges stehen dem AG die gesetzlichen An-
sprüche uneingeschränkt zu. Zusätzlich ist der AG berechtigt, für 
jede begonnene Woche des Verzugs eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 0,5% des Auftragswertes, insgesamt jedoch höchstens 10%, zu 
verlangen. Die Geltendmachung eines weitergehenden Schadens 
bleibt vorbehalten, eine verwirkte Vertragsstrafe wird auf einen 
Schadensersatzanspruch angerechnet.  
Teil- oder vorzeitige Lieferungen und Leistungen bedürfen der vor-
herigen Zustimmung des AG in Textform und begründen keinen An-
spruch auf vorzeitige oder anteilige Vergütung.  

7. Unterrichtungs- & Prüfungsrecht 
Der AG, von ihm beauftragte Dritte sowie Prüfer von Behörden oder 
Zertifizierungsstellen sind berechtigt, sich während der üblichen Ge-
schäftszeiten beim AN von der vertragsgemäßen Leistungserbrin-
gung zu überzeugen, an internen Prüfungen teilzunehmen und ei-
gene Prüfungen durchzuführen. 
Die Kosten der vom AG veranlassten Prüfungen trägt der AG, soweit 
Personal oder Material vom AG gestellt werden. Wiederholungsprü-
fungen, die aufgrund festgestellter Mängel erforderlich werden, ge-
hen vollständig zu Lasten des AN. Der AN hat sicherzustellen, dass 
entsprechende Prüf- und Zutrittsrechte auch gegenüber von ihm ein-
gesetzten Unterauftragnehmern vertraglich eingeräumt werden. 
Durch Prüfungen oder Mitwirkungen des AG werden Gewährleis-
tungs- und Haftungspflichten des AN weder eingeschränkt noch be-
gründet.  

8. Forderungsabtretung & Aufrechnung 
Die Abtretung von Forderungen des AN gegen den AG bedarf zu 
ihrer Wirksamkeit der vorherigen Zustimmung des AG in Textform. 
Die Aufrechnung mit Gegenforderungen oder die Geltendmachung 
eines Zurückbehaltungsrechts ist nur zulässig, soweit die Gegenfor-
derung unbestritten oder rechtskräftig festgestellt ist.  

9. Abnahme 
Die Abnahme erfolgt, wenn die Lieferung oder Leistung vertragsge-
mäß erbracht ist oder festgestellte Mängel ordnungsgemäß beseitigt 
wurden. Vereinbarte Abnahmefristen sind einzuhalten. Verzögert 
sich die Abnahme aus Gründen, die der AG nicht zu vertreten hat, 
verlängert sich die Frist entsprechend. Ist ein Probebetrieb vorgese-
hen, erfolgt die Abnahme nach erfolgreich abgeschlossenem Probe-
lauf und wird durch ein Abnahmeprotokoll dokumentiert. 

10. Eigentumsverhältnisse 
Mit Übergabe und Abnahme erwirbt der AG das uneingeschränkte 
Eigentum am Liefer- oder Leistungsgegenstand sowie an den vom 
AN mitgelieferten Unterlagen. Der AN sichert zu, dass er zur Über-
tragung des Eigentums berechtigt ist und Rechte Dritter nicht entge-
genstehen. 
Vom AG beigestellte Materialien bleiben dessen Eigentum. Sie sind 
als solche zu kennzeichnen, getrennt zu lagern und sorgfältig zu ver-
walten. Erkennbare Mängel hat der AN dem AG unverzüglich in Text-
form anzuzeigen. Werden beigestellte Materialien verarbeitet, umge-
bildet oder mit anderen Gegenständen verbunden oder vermischt, 
erwirbt der AG das Alleineigentum an der neuen Sache. Der AN ver-
wahrt diese unentgeltlich für den AG. 
Eigentum und Urheberrechte an vom AG überlassenen Unterlagen 
verbleiben beim AG. Diese dürfen ausschließlich für die vertraglich 
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vorgesehenen Zwecke verwendet werden und sind auf Verlangen 
einschließlich aller Kopien unverzüglich herauszugeben. Der AN haf-
tet für Schäden aus einer vertragswidrigen Verwendung. 

11. Rechnung & Zahlung 
Rechnungen sind unter Angabe der Bestellnummer des AG ord-
nungsgemäß einzureichen. Die gesetzliche Umsatzsteuer ist geson-
dert auszuweisen. 
Sofern keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, erfolgt die 
Zahlung innerhalb von 14 Tagen mit 3 % Skonto oder innerhalb von 
30 Tagen netto. 
Zahlungs- und Skontofristen beginnen frühestens mit vollständigem 
Eingang einer prüffähigen Rechnung sowie der ordnungsgemäßen 
Lieferung bzw. Leistungserbringung. Fristen beginnen nicht zu lau-
fen, solange die Rechnung nicht prüffähig ist oder die Lieferung bzw. 
Leistung nicht vertragsgemäß erbracht wurde.  
Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung ist der Zugang des Überwei-
sungsauftrags beim Zahlungsinstitut des AG maßgeblich. 
Eine Zahlung stellt keine Anerkennung der ordnungsgemäßen Ver-
tragserfüllung dar. Überzahlungen sind vom AN unverzüglich zu er-
statten. 

12. Gewährleistung 
Der AN haftet für Sach- und Rechtsmängel nach den gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist. 
Der AN gewährleistet, dass sämtliche Lieferungen und Leistungen 
dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik sowie allen ein-
schlägigen gesetzlichen, regulatorischen und behördlichen Vorga-
ben, insbesondere des Medizinprodukterechts, des Arzneimittel-
rechts, des Produktsicherheitsrechts sowie sonstiger einschlägiger 
nationaler und europäischer Vorschriften entsprechen. 
Medizinprodukte müssen insbesondere den Anforderungen der Ver-
ordnung (EU) 2017/745 (MDR) bzw. sonst einschlägiger regulatori-
scher Vorgaben entsprechen, ordnungsgemäß gekennzeichnet sein 
und über eine gültige Konformitätserklärung verfügen. Der AN stellt 
sicher, dass Rückverfolgbarkeit, Dokumentation und Marktüberwa-
chung gemäß den gesetzlichen Anforderungen gewährleistet sind. 
Die Lieferungen und Leistungen müssen die vereinbarte Beschaf-
fenheit aufweisen, den im Auftrag festgelegten Spezifikationen ent-
sprechen und für die im Krankenhausbetrieb vorausgesetzte Ver-
wendung geeignet und dauerhaft sicher einsetzbar sein. Vereinbarte 
Spezifikationen gelten als Beschaffenheitsvereinbarung. Abwei-
chungen bedürfen der vorherigen Zustimmung des AG in Textform 
und lassen die Haftung des AN unberührt. 
Der AG untersucht die Lieferung oder Leistung innerhalb angemes-
sener Frist. Offensichtliche Mängel sind rechtzeitig gerügt, wenn sie 
innerhalb von zwei Wochen nach Ablieferung angezeigt werden; bei 
verborgenen Mängeln beginnt die Frist mit deren Entdeckung. Stich-
proben sind ausreichend. 
Die Verjährungsfrist für Gewährleistungsansprüche beträgt 24 Mo-
nate ab Übergabe bzw. Abnahme, soweit gesetzlich keine längere 
Frist gilt. Für nachgebesserte oder ersetzte Teile beginnt die Verjäh-
rungsfrist mit Abschluss der Nacherfüllung neu. 
Der AN hat gerügte Mängel nach Wahl des AG unverzüglich und un-
entgeltlich durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung zu beseitigen. 
Sämtliche im Zusammenhang mit der Mängelbeseitigung entstehen-
den Kosten, einschließlich Transport-, Ein- und Ausbau-, Wege-, 
Personal- und Dokumentationskosten, trägt der AN. Schlägt die 
Nacherfüllung fehl oder erfolgt sie nicht innerhalb einer angemesse-
nen Frist, stehen dem AG die gesetzlichen Rechte, einschließlich 
Rücktritt, Minderung, Schadens- und Aufwendungsersatz, zu. In drin-
genden Fällen, insbesondere zur Aufrechterhaltung des Kranken-
hausbetriebs oder zur Abwehr von Gefahren für Patienten, Personal 
oder Dritte, ist der AG berechtigt, Mängel auf Kosten des AN selbst 
zu beseitigen oder durch Dritte beseitigen zu lassen. 
Der AN verpflichtet sich, den AG unverzüglich über sicherheitsrele-
vante Vorkommnisse, Sicherheitskorrekturmaßnahmen, Rückrufe, 
behördliche Maßnahmen oder sonstige produktbezogene Risiken zu 
informieren und bei erforderlichen Korrektur- oder Rückrufmaßnah-
men uneingeschränkt mitzuwirken. 

13. Produkthaftung & Freistellung 
Soweit der AN für einen Personen-, Sach- oder Vermögensschaden 
verantwortlich ist, der auf einem Fehler des von ihm gelieferten Pro-
dukts oder einer von ihm erbrachten Leistung beruht, stellt er den AG 
von Ansprüchen Dritter auf erstes Anfordern frei, soweit die Ursache 
in seinem Verantwortungs- und Organisationsbereich gesetzt wurde 
und er im Außenverhältnis haftet. 
Die Freistellung umfasst auch sämtliche Aufwendungen und Kosten, 

die dem AG im Zusammenhang mit der Abwehr von Ansprüchen Drit-
ter oder infolge von Rückruf-, Marktüberwachungs-, Sicherheits- o-
der Korrekturmaßnahmen entstehen. Der AG wird den AN – soweit 
möglich und zumutbar – über Art und Umfang geplanter Maßnahmen 
informieren und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Sons-
tige gesetzliche Ansprüche des AG bleiben unberührt. Der AN ver-
pflichtet sich, für die Dauer der Geschäftsbeziehung eine Produkt-
haftpflichtversicherung einschließlich Rückrufkostenversicherung in 
angemessener Höhe zu unterhalten und dem AG auf Verlangen ei-
nen entsprechenden Versicherungsnachweis vorzulegen. 

14. Schutzrechte 
Der AN gewährleistet, dass durch Lieferung und vertragsgemäße 
Nutzung der Produkte oder Leistungen keine Schutzrechte Dritter 
verletzt werden. Er stellt den AG von Ansprüchen Dritter wegen sol-
cher Rechtsverletzungen auf erstes Anfordern frei und trägt die hier-
durch entstehenden Kosten. 

15. Werbematerial 
Der AN ist nur mit vorheriger Zustimmung des AG in Textform be-
rechtigt, in Werbe- oder Referenzmaterialien auf die Geschäftsbezie-
hung hinzuweisen. 

16. Kündigung & Rücktritt 
Der AG ist unbeschadet sonstiger Rechte berechtigt, den Vertrag au-
ßerordentlich zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, wenn der 
AN oder für ihn handelnde Personen strafbare Handlungen, insbe-
sondere Bestechung oder Vorteilsgewährung im Sinne der §§ 299 
ff., 333, 334 StGB oder vergleichbarer Vorschriften, begehen oder 
hieran mitwirken. Schadensersatzansprüche bleiben unberührt.  
Ein außerordentliches Kündigungs- oder Rücktrittsrecht besteht fer-
ner, wenn über das Vermögen des AN ein Insolvenzverfahren eröff-
net oder mangels Masse abgelehnt wird oder der AN seine Zahlun-
gen oder Leistungen nicht nur vorübergehend einstellt. 

17. Sicherheits- & Ordnungsvorschriften 
Bei Lieferungen und Leistungen im Gelände und in den Räumen des 
AG sind die Sicherheits- und Ordnungsvorschriften des AG zu be-
achten, die in diesem Falle Vertragsbestandteil sind.  
Alle im Zusammenhang mit dem Vertrag bekanntwerdenden Infor-
mationen sind vertraulich zu behandeln und nur zur Vertragsdurch-
führung zu verwenden. 
Soweit im Rahmen der Vertragserfüllung personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, sind die geltenden datenschutzrechtlichen Vor-
schriften einzuhalten. Erforderliche Vereinbarungen zur Auftragsver-
arbeitung sind gesondert abzuschließen. 

18. Erfüllungsort & Gerichtsstand 
Erfüllungsort für den AN ist der Sitz des AG oder eine andere vom 
AG bezeichnete Verwendungsstelle. 
Gerichtsstand ist der Firmensitz des AG. Sofern der AN Kaufmann, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist, ist der Geschäftssitz des AG ausschließlicher 
Gerichtsstand, es sei denn ein anderer Gerichtsstand ist für ihn vor-
geschrieben. Der AG ist jedoch berechtigt, den AN auch an dem für 
seinen Geschäftssitz zuständigen Gericht zu verklagen. 
Für die vorliegenden Einkaufsbedingungen und die gesamten 
Rechtsbeziehungen zwischen AG und AN gelten ausschließlich die 
Gesetze der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des in-
ternationalen Kaufrechts. 

19. Inkrafttreten  
Die AGB treten zum 19.02.2026 in Kraft. Frühere allgemeine Festle-
gungen verlieren ihre Gültigkeit. 
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